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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- beſitzer Heinrich Stobbe in Tiegenhof, 

gnädigſt geruht, Kreis ale en en 

dem Kommerzienrat Albert Molineus in mann Guſtav Wiskott in Dortmund, 

Barmen 955 Charakter als Geheimer dem Bankier Richard Dyhrenfurth in 

Kommerzienrat, | Berlin und dem Kaufmann und Fabrik⸗ 

dem Mitinhaber und Leiter des Kalkwerks beſitzer Arthur Francke in Verlin den 
Tſchirnhaus⸗Kauffung im Kreiſe Schönau, Charakter als Kommerzienrat 


Karl Elsner in Liegnitz, dem Fabrik zu verleihen. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Baudenkmäler. 

Berlin, den 29. Dezember 1911. 
Unter Bezugnahme auf die Erlaſſe vom 17. Juni 1907, 13. Juli 1908 und 28. Sep⸗ 
tember 1908, ) betreffend die Aufitellung von Verzeichniſſen derjenigen Baudenkmäler von 
geſchichtlichem Werte, die der Militärverwaltung, der Verwaltung des Innern und der 
landwirtſchaftlichen, Domänen⸗ und Forſtverwaltung unterſtehen, erſuchen wir Sie, gleiche 
Zuſammenſtellungen bezüglich der unſeren Verwaltungen unterſtehenden Baulichkeiten für 
den dortigen Bezirk — für jede Verwaltung getrennt — anfertigen zu laſſen. In den 
Verzeichniſſen iſt u. a. die gegenwärtige Benutzungsart der betreffenden Bauwerke erſichtlich 
zu machen und weiter anzugeben, worin der geſchichtliche oder kunſtgeſchichtliche Wert dieſer 

Bauwerke oder ihrer einzelnen Teile beſteht. u 5 
Wegen der zur Eiſenbahnverwaltung gehörigen Bauwerke wollen Sie Sich mit den 
betreffenden Eiſenbahndirektionen, wegen der zur Juſtiz⸗ und Bergverwaltung gehörigen 
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Bauwerke mit den betreffenden Juſtiz und Bergbehörden in Verbindung ſetzen. Die Ver⸗ 
zeichniſſe find dem Provinzial⸗(Bezirks⸗) Konſervator zur Kenntnisnahme und Vervollſtändi⸗ 
gung vorzulegen und ſodann mir, dem Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts⸗Angelegen⸗ 
heiten, einzureichen. 


1 103 111 ur Der Miniſter der geiſt⸗ 
ae zenith leben, Ferber urea Men und Ae 


Angelegenheiten. 
Im Rue In Vertretung. Im Auftrage. Auge li 
Bourwig. In Vertretung. 
von Coels. Luſensky. von Chappuis. 


Juſt. M. II. 8368 — M. d. ö. Arb. III B. s. 698 B. — M. f. H. uſw. IIa. 8861. — M. d. g. A. UIV. 7110 A. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


*) Die Erlaſſe find nicht veröffentlicht worden. 


Betr. Verzeichnis der dentſchen Konſulate. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 17. Januar 1912. 

Vom Auswärtigen Amt iſt im Januar 1912 ein neues Verzeichnis der Kaiſerlich 
Deutſchen Konſulate herausgegeben worden. Ich laſſe den Handelsvertretungen eine ent⸗ 
ſprechende Anzahl Abdrucke zugehen. Weitere Abdrucke können zum Preiſe von 1,40 M 
für das Stück von der Königlichen Hofbuchhandlung E. S. Mittler & Sohn hierſelbſt, 
SW. 12, Kochſtraße 68— 71, bezogen werden. 


Im Auftrage. 
IIb. 278. Dr. Neuhaus. 


An die Handelsvertretungen. 


Betr. Gehaltsvorſchriften. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 27. Januar 1912. 
Mit Bezug auf die Erlaſſe vom 29. Auguſt v. J. (HM Bl. S. 339), 14. September v. J. 
(1. 5900). 


Die Vorſchriften für die Feſtſetzung der nach Dienſtaltersſtufen geregelten Gehälter 
der unmittelbaren Staatsbeamten (Gehaltsvorſchriften) ſind vergriffen, ſo daß diesſeits 
weitere Druckexemplare nicht mehr abgegeben werden können. Es wird daher anheim⸗ 
geſtellt, in Zukunft erforderliche Exemplare von der Firma W. Weicher, Berlin W. 30, 
Haberlandſtraße 4, der die Genehmigung zum Druck und Verlag der Vorſchriften erteilt 
worden iſt, zu beziehen. Der Preis beläuft ſich auf 60 RR für das Stück, bei 10 und 
mehr Exemplaren auf 55 9% für das Stück. 

Die Übereinſtimmung der Weicher'ſchen Ausgabe der Vorſchriften mit dem amtlichen 
Texte iſt feſtgeſtellt worden. 

In Vertretung. 
IIa. 122. I. 501. IV. 756. Schreiber. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Betr. Penſions⸗, Witwengeld⸗ und Waiſengeld⸗Nachweiſungen. 
Ober⸗Rechnungskammer. 
Potsdam, den 20. Dezember 1911. 
Infolge anderweiter Geſtaltung des Reichshaushaltsetats einerſeits und entſprechend 
dem Staatsminiſterialbeſchluſſe vom 6. Juni d. J. (SMBl. S. 376), betreffend die rechne⸗ 
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riſche Prüfung und Beſcheinigung der Rechnungsbelege, anderſeits beſtimmen wir in Ab⸗ 
änderung unſerer Vorſchriften vom 18. Dezember 1908 (SM Bl. 1909 S. 121) folgendes: 

1. Das Muſter und die Vordrucke zur Penſionsnachweiſung (Form. Nr. 4) erhalten 
in Spalte 10 

a) im Kopfe bei b die Überſchrift: „Erläuterungen zu Spalte 7“ (ſtatt bisher: 
Fonds, welchem die Invalidenpenſion oder Rente — Spalte 7 — zur Laſt fällt), 
h) als Einleitung zur Eintragung den Vordruck: b) Wenn Invalidenpenſion oder 
Rente erdient iſt: 
Iſt der Beamte Friedens invalid 
Der Beamte iſt Kriegs invalide aus dem Feldzuge von 

2. Anmerkung 23a zu demſelben Muſter lautet demgemäß fortan: Unter b iſt im 
Anſchluß an die Angabe, ob der Beamte Friedens⸗ oder Kriegsinvalide iſt, zu erläutern, 
„„ uſw. wie bisher. 

3. In den Muſtern und Vordrucken ſowohl zur Penſionsnachweiſung als auch zu 
den Witwen- und Waiſengeldnachweiſungen A und B (Form. Nr. 5 und 6) erhält die 
Beſcheinigung des Rechnungsbeamten die abgekürzte Faſſung: „Feſtgeſtellt“ mit darauf 
folgender Unterſchrift und Dienſtſtellung. 

4. Anmerkung 24 Abſ. 2 zum Muſter für die Penſionsnachweiſung lautet künftig: 
„Jede Nachweiſung muß außerdem bei der ſie ausfertigenden Behörde nach Maßgabe des 
Staatsminiſterialbeſchluſſes vom 6. Juni 1911 (HMBl. S. 376) mit der Beſcheinigung der 
rechneriſchen Feſtſtellung verſehen werden.“ 


d. 256. gez. von Magdeburg. 
An die Königlichen Regierungen uſw. 
ee ðò— — — 


III. Handelsaugelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Crefeld. 
Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Crefeld iſt auf 41 erhöht worden. 


Betr. Börſenordnung für die Börſe in Danzig. 2 
Nachtrag zur Börſenordnung für die Danziger Börſe vom 24. Dezember 1896. 
1. Der $ 6 der Börſenordnung für die Danziger Börſe erhält folgende Faſſung: 
Ausgeſchloſſen von den Börſenverſammlungen ſind 
1. Perſonen weiblichen Geſchlechts; 
2. Perſonen, die 

a) ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 

p) wegen betrügeriſchen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind, 

e) wegen einfachen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind; 

Perſonen, die infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beſchränkt find; 

. Berfonen, die ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden; 1 

. Berfonen, gegen die durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte 
ehrengerichtliche Entſcheidung auf Ausſchließung vom Börſenbeſuch erkannt iſt ; 

. Berfonen, die an einer ekelerregenden Krankheit oder an einer Krankheit 
fährdet die die übrigen Börſenbeſucher oder den Verkehr an der Börſe ge⸗ 
ährdet. 

„In den Fällen zu 2a und 3 darf der Beſuch der Börfenverfammlungen nicht vor der 
Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes, in dem Falle zu 26 nicht vor (blauf von ſechs 
Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen tft, geſtattet werden. Er iſt 
in dem Falle zu 20 und ebenſo im Falle zu 4 erſt zuläſſig, wenn der Bürſenvorſtand den 
Nachweis für erbracht hält, daß die Schuldverhältniſſe ſämtlichen Gläubigern gegenüber 


= 


> Om 


30 
durch Zahlung oder Stundung geregelt find. Iſt jemand im Wiederholungsfall in 
Zahlungsunfähigkeit oder Konkurs geraten, ſo iſt ihm der Börſenbeſuch mindeſtens für die 
Dauer eines Jahres verboten. 

In dem Falle zu 2b iſt der Ausſchluß dauernd. 

Das Vorſteheramt kann bei dem Miniſter für Handel und Gewerbe die Zulaſſung von 
Ausnahmen von den Vorſchriften über die Ausſchließung vom Börſenbeſuche beantragen. 

2. Hinter 8 6 wird folgende Beſtimmung eingeſtellt: 

§ 6a. 

Perſonen beſcholtenen Rufes kann von dem Vorſteheramte der Beſuch der Börſen⸗ 
verſammlungen verboten werden. 

3. Die neuen Beſtimmungen treten mit der Veröffentlichung im Amtsblatt der lönig- 
lichen Regierung zu Danzig in Kraft. 

Berlin, den 12. Dezember 1911. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
(Siegel.) gez. Luſensky. 


2. Handelsverkehr. 
Betr. Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten von Amerlka. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 22. Jauuar 1912. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 22. November v. J. (HMBl. S. 422) überſende ich 
anbei weitere von dem Handelsſachverſtändigen in New Pork aufgeſtellte Liſten') von dortigen 
Käufern in je einem Stück der Ausgabe A und je .... Stücken der Ausgabe B (ohne 
die Spalte „finanzielle Bedeutung“) zur Verwertung im Sinne des eingangs bezeichneten 
Erlaſſes. Die Liſten enthalten ein Verzeichnis von Käufern für Glas und Glaswaren, 
Papier und Papierwaren, Eiſen⸗ und Stahlwaren und Maſchinen ſowie für Lebensmittel, 
Häute, Felle, Leder, Lederwaren, Pelze und Pelzwaren. Einzelne Abdrucke derſelben 
können auf Wunſch in beſchränkter Zahl nachgeliefert werden. 


Im Auftrage. 
IIb. 421. Luſensky. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


) Die Liſten gelangen hier nicht zum Abdruck. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ansübung des Schiffergewerbes. 
Dem Schiffer auf kleiner Fahrt Joſef Reichel, geboren am 11. Mai 1881 in Neu⸗ 
ſtadt i. Oberſchleſien, iſt durch den Spruch des Seeamts in Bremerhaven vom 15. Januar 
1912 die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 


Betr. Elbſchifferprüfungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. t sinn; 


In dem Erlaß vom 13. Dezember v. J. (HMBl S. 450) iſt als Sitz der neu er⸗ 
richteten Kommiſſion zur Abhaltung der Elbſchiffer⸗Prüfungen nach den Vorſchriften über 
die Zulaſſung als Elbſchiffer vom 27. Dezember 1890 infolge eines Verſehens „Rathenow“ 
angegeben. Es muß „Ketzin“ heißen. Die Prüfungskommiſſion iſt im Anſchluß an die 
dortige Schifferſchule eingerichtet. In Rathenow iſt der Amtsſitz des Vorſitzenden der 
Prüfungskommiſſion, Regierungs- und Baurats Holmgren. 

Im Auftrage. 
IIb. 331. Luſensky. 
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Betr. Flagge des Jachtklubs in Roſtock. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 17. Januar 1912. 

Dem Großherzoglich Mecklenburgiſchen Jachtklub zu Roſtock iſt zur Führung des ihm 
von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin verliehenen 
Abzeichens in der Nationalflagge die Allerhöchſte Genehmigung erteilt worden. Eine 
Bekanntmachung hierüber iſt in der unter dem 29. Dezember 1911 ausgegebenen Nr. 67 
des Zentralblatts für das Deutſche Reich veröffentlicht worden. 

Ich erſuche Sie, die Hafenbehörden und Lotſenämter entſprechend zu verſtändigen. 


Im Auftrage. 
IIb. 271. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Schiffahrt im Roten Meere. 
Nach einer Mitteilung der Königlich Italieniſchen Regierung hat dieſe über die 
ottomaniſche Küſte des Roten Meeres zwiſchen den Breitengraden 15. 11. und 14. 30. die 
Blockade verhängt. 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahubeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 30. Januar 1912. 

Die in Nummer 4 des Reichsgeſetzblatts für 1912 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichs⸗Eiſenbahnamts vom 6. Januar 1912 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahn⸗ 
beförderung zu: 

1. Ammon Nobelit mit den angehängten Buchſtaben A, B, C, uſw. (Veränderung 
der Zuſammenſetzung und Bezeichnung), 

2. Lignoſit I, Geſteins⸗ oder Wetter⸗Lignoſit I, auch mit den angehängten Buch⸗ 
ſtaben A, B, C, uſw. (Veränderung der Bezeichnung), 

3. Wetter⸗Romperite und Geſteins⸗Romperite, auch mit den angehängten Buch⸗ 
ſtaben A, B, C, uſw. (Veränderung der Angabe der Zuſammenſetzung), 

4. ſog. flüſſiges Trinitrotoluol (ein bei gewöhnlicher Temperatur flüſſiges neutrales 
Gemiſch nitrierter Toluole) und ſog. plaſtiſches Trinitrotoluol lein plaſtiſches 
Gemenge von kriſtalliniſchem und flüſſigem Trinitrotoluol mit einem Gehalte von 
höchſtens 0, Prozent Kollodiumwolle), 

5. Helagon, 

6. Peragon. 


Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (SMBl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1 und 4. der Dynamit ⸗Aktien-Geſellſchaft vormals Alfred Nobel und Cie in 
Hamburg, 
zu 2. den Sprengſtoffabriken Kriewald der Oberſchleſiſchen Aktien⸗Geſellſchaft 
für Fabrikation von Lignoſe, Schießwollfabrik für Armee und Marine in 
Kriewald O)/ S., 
zu 3. der Dresdener Dynamitfabrik in Dresden, 
zu 5 und 6. der vereinigten Cöln⸗Rottweiler Pulverfabriken zu Cöln / Rhein 
erteilt iſt. 
Im Auftrage. 
IIb. 815. Luſensky. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


-1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Betr. Kehrbezirke. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 25. Januar 1912. 

Nachdem der Zentral-Innungs-Verband der Schornſteinfegermeiſter des Deutſchen 
Reichs und wiederholt der Zentralverband der Schornſteinfegergeſellen Deutſchlands darüber 
Beſchwerde geführt haben, daß allzuhäufig und in nicht hinreichend begründeten Fällen 
den Witwen von Bezirksſchornſteinfegern der Kehrbezirk über den in Ziffer VI der Be⸗ 
ſtimmungen, betreffend die Einrichtung von Kehrbezirken vom 5. Februar 1907 (HMBl. 
S. 25), vorgeſehenen Zeitraum von einem Jahre hinaus belaſſen werde, werde ich für die 
Folge nur in ganz dringenden Fällen entſprechende Geſuche von Witwen berückſichtigen. 

Solche Geſuche müſſen eingehend begründet ſein. Bei ihrer Vorlage ſind die Familien⸗ 
und Vermögensverhältniſſe der Witwe und ihrer zur Unterſtützung verpflichteten Angehörigen 
eingehend zu erörtern. Es iſt anzugeben, wie der Verſtorbene für ſeine Witwe geſorgt 
hat (Lebensverſicherung, Beitritt zu Penſions⸗ und Sterbekaſſen uſw.) oder warum eine 
ſolche Fürſorge unterblieben iſt. Auch iſt die Zahl der Bewerber um den fraglichen Kehr⸗ 
bezirk anzugeben. Wird das Geſuch mit dem ungünſtigen Geſundheitszuſtande der Witwe 
begründet, ſo iſt ein kreisärztliches Gutachten beizufügen. 

Der Vorſtand und der Geſellenausſchuß der zuſtändigen Innung ſowie der Zentral- 
Innungs⸗Verband der Schornſteinfegermeiſter des Deutſchen Reichs in Berlin SW. 11, 
Luckenwalderſtraße 11, ſind gutachtlich zu hören. 


In Vertretung. 
III. 7801. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. polizeiliche Aufordernngen an Waren- und Geſchäftshäuſer uſw. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 23. Januar 1912. 
Wir weiſen darauf hin, daß die in unſerem Erlaß vom 28. November v. J. 
(SM Bl. S. 445) mitgeteilten Anforderungen an feuerſichere Türen in Warenhäuſern, Theatern 
uſw. auch Geltung haben für Fahrſtühle in ſolchen Anlagen (ſ. Erlaß vom 31. Auguſt 1908, 
HM. S. 321) ſowie für Betriebe zur Herſtellung von Zelluloidwaren und die dazu 
gehörigen Lagerräume (Erlaß vom 7. Mai 1910, HMBl. S. 182). Hinſichtlich der beider⸗ 
ſeits mit Eiſenblech beſchlagenen Holztüren verbleibt es bezüglich der Fahrſtuhlſchächte der 
Waren- und Geſchäftshäuſer bei der Beſtimmung, daß ſolche Türen nur ſolange zu dulden 
ſind, als die Anlagen keine weſentlichen Veränderungen erfahren. 


Der Minifter Der Miniſter ig 
der öffentlichen Arbeiten. für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. In Vertretung. Im Auftrage. 
Francke. Schreiber. Freund. 


III. 8646 M. f. H. u. G. — III b. III B. 7. 7. M. d. ö. A. — IId. 190 M. DS: 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Herſtellung, Aufbewahrung nud Verwendung von Acetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 23. Januar 1912. 
Die Firma Keller & Knappich in Augsburg baut neuerdings neben ihrem durch 
Erlaß vom 7. November 1910 (HM Bl. S. 544) bekanntgegebenen Acetylenapparat „Simplex, 
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Modell VII“ einen zweiten, mit „Accumulator, Modell VIII“ bezeichneten Apparat, der 
ſich dem Simplexapparat gegenüber im weſentlichen durch Erſatz des Carbidzuführungs⸗ 
ſchlauches durch eine ſelbſttätig arbeitende Zuführungsklappe unterſcheidet. Nachdem der 
Apparat, der in der anliegenden Drucdjache*) dargeſtellt und beſchrieben iſt, auf Grund 
meiner Erlaſſe vom 25. April 1909 (HM Bl. S. 235) und vom 18. Juni 1909 (SM Bl. 
S. 283) einer Betriebsprüfung unterzogen worden iſt, bei der er ſich als zuverläſſig er⸗ 
wieſen hat, beſtehen keine Bedenken, ihm unter Erteilung der gleichen Typennummer Js 
und A, wie beim Simplexapparat auch die dieſem im Erlaß vom 7. November 1910 ge- 
währten gleichen Vergünſtigungen zu erteilen. 

Die Fabrikſchilder des in drei Größen ausgeführten Apparats „Accumulator, 
Modell VIII“ müſſen Aufſchriften gemäß folgender Tabelle haben: 


2. ͤ . ͤ .. — — > 


Appeal? W.. 1. e 

Carbidfüllung in kg für Carbid von 1—4 mm Körnung TE 0 2x5 

Höchſte Stundenleiſtung in Litern. 1500 2000 3000 

Nutzbarer Inhalt der Gasglocke in Litern Br 8 28 a | 40 | 95 

JJ. 8 4330 J3 115 
Firma: 


Jahr der Anfertigung: 
Laufende Fabriknummer: 


Als Waſſervorlagen ſind die vom Deutſchen Acetylenverein mit Zeugnis Nr. 4 und 
Nr. 22 (vergl. die Erlaſſe vom 23. Dezember 1910, HMBl. 1911 S. 4, und vom 8. Juli 
1911, HMBl. S. 302) verſehenen zu verwenden. 

Ich erſuche, das hiernach Erforderliche in der üblichen Weiſe zu veranlaſſen. Für 
die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrücke dieſes Erlaſſes ausſchließlich der Anlage bei⸗ 
gefügt. Zeichnungen und Beſchreibungen des Apparats ſind im Bedarfsfalle von der 
ausführenden Firma anzufordern. 


In Vertretung. 
III. 343. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


) Die Druckſache gelangt hier nicht zum Abdruck. 


Betr. Stromlieferungsverträge der Überlandzeutralen. 
Berlin, den 1. Februar 1912. 

In demErlaſſe vom 18. Auguſt 1910, betreffend die Stromlieferungsverträge der Überland⸗ 
zentralen (HM Bl. S. 529), iſt es den Behörden zur Pflicht gemacht, dahin zu wirken, daß bei 
dem Ausbau der elektriſchen Überlandzentralen die Ausführung der Anſchlußanlagen dem freien 
Wettbewerbe der beteiligten Erwerbsſtände überlaſſen und die Bevorzugung einzelner Firmen 
bei der Lieferung von Arbeiten oder Materialien vermieden wird. Dieſe Anordnung iſt 
ergangen, um die Heranbildung eines ſelbſtändigen Handwerkerſtandes auf dem Gebiete 
der elektriſchen Inſtallationsarbeiten zu fördern und eine Monopoliſierung der elektriſchen 
Fabrikation hintanzuhalten. Sie iſt nicht überall genügend beachtet worden. Auch iſt es 
vorgekommen, daß zwar die Abſicht beſtand, Inſtallations und Materialmonopole auszu- 
ſchließen, aber trotzdem Vereinbarungen getroffen worden ſind, die dieſe Abſicht nicht voll 
zur Geltung kommen ließen. Wir ſehen uns daher veranlaßt, den Erlaß in Erinnerung 
zu bringen und noch folgendes zu bemerken: 

Der Erlaß hat namentlich die Fälle im Auge, daß zwiſchen einem privaten Unter⸗ 
nehmer und einer Kommune oder einem Kommunalverband ein Vertrag über die Ver⸗ 
ſorgung eines beſtimmten Gebiets mit elektriſcher Energie, ſei es für Rechnung des Unter : 
nehmers, ſei es für Rechnung der Kommune oder des Kommunalverbandes, geſchloſſen 
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wird, ferner daß die Kommunen oder Kommunalverbände ſelbſt als Unternehmer auftreten, 
oder daß zu dieſem Zwecke unter ihrer Beteiligung eine Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft 
gegründet wird, die nach gemeinwirtſchaftlichen Geſichtspunkten arbeiten ſoll. Es macht dabei 
keinen Unterſchied, ob es ſich um eine Neugründung oder die Übernahme oder Pachtung 
eines beſtehenden Werkes handelt. In allen dieſen Fällen wird es möglich ſein, den Ab— 
ſichten des Erlaſſes Rechnung zu tragen. 

Der Exlaß geht von der Auffaſſung aus, daß demjenigen, auf deſſen Koſten die An⸗ 
lage hergeſtellt wird, die freie Verfügung darüber belaſſen werden ſoll, wem er die Her⸗ 
ſtellung übertragen und von wem er die Materialien und Apparate beziehen will. Der 
Bau der Zentrale und des Leitungsnetzes, inſoweit es auf Koſten des Unternehmers her⸗ 
geſtellt wird, wird durch den Erlaß nicht berührt. Er bezieht ſich nur auf die Leitungen 
und Einrichtungen, die hinter den Stromübergabeſtellen liegen. Für dieſe ſind Beſchrän⸗ 
kungen der Vertragsfreiheit nur inſoweit unbedenklich, als fie durch zwingende Rückſichten 
auf die Betriebsſicherheit gefordert werden. 

Es genügt aber nicht, daß niemandem ein ausſchließliches Recht vorbehalten wird, die 
Anſchlußanlagen auszuführen. Vielmehr ſind alle Vereinbarungen daraufhin zu prüfen, ob 
durch ſie mittelbar ein ſolches ausſchließliches Recht für eine oder einzelne Firmen begründet 
oder ſonſt eine ungerechtfertigte Erſchwerung des Wettbewerbes herbeigeführt werden könnte. 

Zu vermeiden ſind daher Beſtimmungen, die nicht ausſchließlich den Zweck verfolgen, 
die Anſchlußnehmer ſowie die Zentrale gegen unſachgemäße Ausführung zu ſchützen. Einen 
ſolchen Schutz gewährt bereits die Abnahmeprüfung, die regelmäßig vor der Inbetriebnahme der 
Anlagen ſtattfindet. Eines weiteren Schutzes wird es für Anlagen von mehr als 15 Kilo— 
watt Anſchlußwert in der Regel nicht bedürfen. Für Anlagen mit geringerem Auſchlußwerte, 
deren Beſteller gewöhnlich nicht in der Lage ſind, die Leiſtungsfähigkeit der Inſtallateure 
zu beurteilen, wird aber nichts dagegen zu erinnern ſein, wenn die Befugnis zur Aus— 
führung der Inſtallationsarbeiten von einer Zulaſſung abhängig gemacht wird, ſofern 
dieſe lediglich bezweckt, die techniſche Befähigung der Inſtallateure klar zu ſtellen, und ſo 
geregelt iſt, daß keine willkürliche Beſchränkung eintreten kaun. Bei dieſer Regelung wird 
jedem Unternehmer auf ſeinen Antrag die Befugnis zur Ausführung von Inſtallations⸗ 
arbeiten erteilt, der die eigene techniſche Befähigung oder die techniſche Befähigung des⸗ 
jenigen nachweiſt, den er mit der Leitung der Arbeiten betrauen will, und bei dem kein 
begründeter Anlaß vorliegt, ſeine Zuverläſſigkeit zu bezweifeln. Der Nachweis der tech⸗ 
niſchen Befähigung wird erbracht durch ein Zeugnis über die Ablegung der Meiſterprüfung 
im Inſtallationsfach vor dem Prüfungsausſchuß einer Handwerkskammer oder den erfolg— 
reichen Beſuch einer techniſchen Mittelſchule, durch eine längere Tätigkeit in der elektro⸗ 
techniſchen Praxis, einwandfreie Ausführung mehrerer Inſtallationen der in Frage kom⸗ 
menden Art und dergleichen. 

1 en das Verfahren zum Zwecke der Erteilung der Befugnis empfiehlt ſich folgende 
egelung: 

Verſorgt der Unternehmer der Überlandzentrale mittels eigener Verteilungsnetze die 
Verbraucher mit Strom, ſo wird die Zulaſſung ihm übertragen und iſt für das ganze 
Stromverſorgungsgebiet der Zentrale zu erteilen. Es liegt dann kein Anlaß vor, die Zu- 
laſſung von dem Einverſtändnis der Gemeinden abhängig zu machen, in deren Bezirk 
Arbeiten auszuführen ſind. Wird der Strom den Verbrauchern durch die Gemeinde oder 
den Kommunalverband auf eigene Rechnung zugeführt, ſo erfolgt die Zulaſſung durch die 
Gemeinde, der das Verteilungsnetz gehört, oder den Kommunalverband, für das Ver⸗ 
ſorgungsgebiet dieſes Netzes. Für die Erledigung der Zulaſſungsanträge wird eine be- 
ſtimmte möglichſt knapp zu bemeſſende Friſt vorgeſchrieben. Dem Inſtallateur wird das 
Recht vorbehalten, wenn er zurückgewieſen oder nachträglich ausgeſchloſſen wird, die Ent- 
ſcheidung eines Schiedsgerichts anzurufen. Dasſelbe Recht ſteht einem Antragſteller zu, 
der auf ſeinen Antrag innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt nicht beſchieden wird. Die Be⸗ 
fugnis, die Zulaſſung zu erteilen, geht dann auf das Schiedsgericht über. Dem Ermeſſen 
der Herren Regierungspräſidenten bleibt es überlaſſen, ob ſie auf Grund einer entſprechen⸗ 
den Beſtimmung in den Stromlieferungsverträgen den Obmann des Schiedsgerichts ernennen 
oder an Stelle eines Schiedsgerichts die Entſcheidung übernehmen wollen. 

Es iſt auch nichts dagegen zu erinnern, daß die Herren Regierungspräſidenten in 
geeigneten Fällen durch den Stromlieferungsvertrag die Zulaſſung von vornherein in ihre 
Hand legen laſſen. 

Die Hinterlegung einer Kaution wird von dem Inſtallateur nicht zu fordern ſein. 
Sollte aus beſonderen Gründen für die Zeit des erſten Ausbaues von einer Kaution nicht 
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abgeſehen werden können, fo wird fie jo zu bemeſſen fein, daß fie das Betriebskapital 
eines Handwerkers nicht übermäßig in Anſpruch nimmt. Über einen Betrag von 500 HM 
für das Verſorgungsgebiet einer Zentrale ſollte dabei nicht hinausgegangen werden. Die 
Hinterlegung erfolgt beſſer nicht bei dem Unternehmer. Im übrigen verweiſen wir auf die 
Beſtimmungen in dem Erlaffe des mitunterzeichneten Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
vom 23. Dezember 1905, betreffend das Verdingungsweſen,) unter Nr. IV 2 Abſ. 1 bis 3 
und 7 bis 13, die auch hier zweckmäßig berückſichtigt werden. 

Weitere Beſchränkungen find für den vorgedachten Zweck nicht erforderlich. Dies gilt 
insbeſondere von Beſtimmungen, wonach die Zahl der zuzulaſſenden Inſtallateure begrenzt 
oder die Zulaſſung von der Anſäſſigkeit in der Gemeinde oder dem Kreiſe, in dem die 
Arbeiten auszuführen ſind, oder überhaupt in dem Stromverſorgungsgebiete der Zentrale 
abhängig gemacht wird. In Gegenden, die erſt für die Elektrizität erſchloſſen werden, 
wird es meiſt an erprobten Inſtallateuren fehlen. Solche Beſchränkungen können daher 
erfahrungsgemäß mittelbar zu einem Monopol für den Unternehmer oder die ihm nahe- 
ſtehenden Firmen führen. 

Eine Beſtimmung, wonach es dem Unternehmer, ſeinen Vertretern oder Unterhändlern 
bei einer Vertragsſtrafe verboten iſt, einem Stromabnehmer beſondere Vorteile, 3. B. nie⸗ 
drigere Strompreiſe oder Rabatte auf die Strompreiſe, für den Fall einzuräumen, daß er 
die Anlage dem Unternehmer oder einer anderen beſtimmten Firma in Auftrag gibt, iſt 
bereits in einzelne Stromlieferungsverträge aufgenommen worden. Sie empfiehlt ſich zur 
allgemeinen Einführung. f i 1 

Auch in Fällen, in denen nach den getroffenen Vereinbarungen die Freiheit des Wett⸗ 
bewerbes geſichert zu ſein ſchien, iſt eine Beſchränkung doch dadurch erzielt worden, daß der 
Unternehmer die Bekanntgabe der Inſtallationsvorſchriften oder der Einzelheiten des Projekts 
verzögerte und ſo den Inſtallateuren die Möglichkeit entzog, Aufträge aufzuſuchen. Die 
Unternehmer oder ihnen naheſtehende Firmen hatten dann die Möglichkeit, ſich vorweg die 
lohnendſten Arbeiten zu ſichern. Es darf erwartet werden, daß die Kommunen und Kom— 
munalverbände einer ſolchen Umgehung der getroffenen Vereinbarungen entgegentreten 
werden. Die ungeſäumte Bekanntgabe der Inſtallationsvorſchriften insbeſondere wird ſtets 
beanſprucht werden können. Es bedarf auch keines Vorbehalts für den Unternehmer, 
wonach er die Inſtallationsvorſchriften ſpäter nach feinem Ermeſſen ändern oder in den 
Vorſchriften nicht vorgeſehene Anforderungen ſtellen darf. Weiter empfiehlt es ſich, den 
Unternehmer zu verpflichten, die Termine, an denen die einzelnen Bezirke an die Ver⸗ 
teilungsnetze angeſchloſſen werden ſollen, ſowie die zur Anwendung kommenden Spannungen 
für Licht und Kraft, ſobald ſich dies überſehen läßt, bekannt zu geben. 

Nicht zu billigen find ſchließlich Beſchränkungen in dem freien Bezuge von Inſtallations⸗ 
materialien, Lampen, Motoren und dergl. Dem berechtigten Intereſſe des Unternehmers 
an der Benutzung zuverläſſiger Materialien bei Herſtellung der Anſchlußanlagen wird regel⸗ 
mäßig durch eine Beſtimmung ausreichend Rechnung getragen werden, daß die Materialien 
den Normalien des Verbandes Deutſcher Elektrotechniker entſprechen müſſen. Weitergehende 
Beſtimmungen werden für gewöhnlich nur bezwecken, beſtimmten Firmen Vorteile zuzu- 
wenden. Sie bedürfen daher beſonderer Prüfung und werden nur aufzunehmen ſein, wenn 
ſie im Intereſſe des ungeſtörten Betriebs notwendig ſind. 

3 Auch die Abnahmeprüfung iſt dazu benutzt worden, den freien Wettbewerb zu be- 
ſchränken. Es empfiehlt ſich, dem Inſtallateur im Falle der Beanſtandung ſeiner Arbeit 
durch die Zentrale die Befugnis zu geben, eine Nachprüfung durch einen unbeteiligten 
Sachverſtändigen herbeizuführen, wobei die Koſten der Nachprüfung dem unterliegenden 
Teile zur Laſt fallen. 

Bei mehreren Zentralen werden Gebühren für die Abnahmeprüfung nicht erhoben und 
90 weun infolge mangelhafter Ausführung oder der Verwendung unvorſchriftsmäßigen 
„aterlalß weitere Prüfungen erforderlich werden, die hierdurch erwachſenden Unkoſten in 
Rechnung geſtellt. Dieſe Regelung iſt nachahmenswert. Soweit aber die Erhebung von 
Prüfungsgebühren nicht verſagt werden kann, ſollen ſie grundſätzlich für alle Inſtallationen, 
wer unmer ſie ausgeführt haben mag, gleichmäßig gelten und nur die der Zentrale durch 
das Prüfungsgeſchäft erwachſenden Koſten decken. Für ſolche Gebühren ſind die Her- 
ſtellungskoſten der zu prüfenden Anlage kein geeigneter Maßſtab. Vielmehr empfiehlt es 
ſich, neben einer Grundgebühr beſtimmte nach der Zahl der inſtallierten Lampen und 
Apparate abgeſtufte Sätze zu vereinbaren. 


„) Min. Bl. f. d. i. V 1906 S. 11. 
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Es wird in der Regel im eigenen Intereſſe der Kommunen und Kommunalverbände 
liegen, bei dem Abſchluſſe der Verträge einen unabhängigen Sachverſtändigen zuzuziehen. 
Von dieſem Sachverſtändigen werden ſie ſich zweckmäßig auch darüber beraten laſſen, ob 
die Verträge und anderen Beſtimmungen, insbeſondere die Inſtallationsvorſchriften den 
Grundſätzen dieſes Erlaſſes entſprechen. 

Wir erwarten, daß die Selbſtverwaltungsbehörden es in Zukunft vermeiden werden, 
zu der Begründung von Inſtallations- und Materialmonopolen die Hand zu bieten, und 
daß ſie hinter dem allgemeinen Staatsintereſſe, das die Verhinderung ſolcher Monopole 
verlangt, vermeintliche eigene Intereſſen zurücktreten laſſen werden. Die Kommunalauf⸗ 
ſichtsbehörden wollen mit allem Nachdruck auf die Beobachtung dieſer Grundſätze hinwirken 
und insbeſondere bei den Beſchlußbehörden ihren Einfluß dahin geltend machen, daß An⸗ 
leihen für Überlandzentralen nur genehmigt werden, wenn die Grundſätze befolgt ſind. 
Sie haben dafür zu ſorgen, daß fie von allen Verhandlungen, die den Bau von Überland- 
zentralen in ihrem Bezirke betreffen, alsbald Kenntnis erhalten. 

Erfordert der Ausbau der Zentralen unſere Mitwirkung, z. B. bei Anträgen auf 
Verleihung des Enteignungsrechts, ſo wird die Beachtung dieſes Erlaſſes eingehend geprüft 
werden. 


Der Miniſter für Der Miniſter Der Miniſter der Der Miniſter des 
Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, öffentlichen Arbeiten. Innern. 
Dr. Sydow. Domänen und Forſten. In Vertretung. Im Auſtrage. 
Frhr. von Schorlemer. von Coels. Freund. 


II b. 340 M. f. H. — III. 137 D. VI D. 1541 M. d. ö. A. IId. 280 M. d. J — IK. Ia. 386 M. f. L. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


3. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Zwiſcheubeſcheinigungen bei Abnahme von Dampfkeſſelu. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 20. Jauuar 1912. 

Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 30. Dezember v. Is. — III. 8612 — teile ich 
dem Zentralverband im Einverſtändnis mit dem Herrn Finanzminiſter mit, daß die nach 
§ 12 Ziffer 6 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ 
dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 und § 25 Abſ. 1 der Keſſelanweiſung vom 16. De⸗ 
zember 1909 von dem Keſſelprüfer auszuſtellenden „Zwiſchenbeſcheinigungen“, die endgültig 
durch die ſtempelpflichtigen Abnahmebeſcheinigungen erſetzt werden, als Vorzeugniſſe im 
Sinne des Abſatzes 3 unter a der Tarifſtelle 77 des Stempelſteuergeſetzes vom 30. Juni 
1909 des Zeugnisſtempels nicht bedürfen. 

In Vertretung. 
III. 292. gez. Schreiber. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſel⸗ÜUberwachungsvereine zu Frankfurt a. O. 


4. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Wollmarkt in Poſen. 
Der Wollmarkt, der alljährlich im Juni in der Stadt Poſen abgehalten wird, iſt 
durch Erlaß vom 12. Januar d. J. aufgehoben worden. 


5. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß $ 75a des KVG. 
Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 


fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des Kranfenverfiche- 
rungsgeſetzes genügen: 


1. „Eugen“, Kranken- und Sterbe⸗Kaſſe für ehemalige Arbeiter und Arbeiterinnen 
der Zuckerraffinerie J. J. Langen & Söhne Cöln (E. H.), 
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2. Barbier⸗ und Friſeurgehilfen⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Altona, 
3. Kirſchbaumer Kranken⸗ und Sterbe Auflage (E. H.) in Solingen, 
4. Unterſtützungskaſſe des Krieger⸗ und Militärvereins zu Sonnenberg (E. H.). 


Berlin, den 6. Februar 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 178 II. Ang. Dr. Hoffmann. 


p) Reichsverſicherungsordnung. 
III. Buch. (Unfallverſicherung.) 
Bekanntmachung über die Anmeldung unfallverſicherungspflichtiger Betriebe und Tätigkeiten. 

Nach Artikel 49 des Einführungsgeſetzes zur Reichsverſicherungsordnung vom 
19. Juli 1911 (NGBL S. 839) hat jeder Unternehmer eines Betriebs oder von Tätigkeiten, 
die erſt die Reichsverſicherungsordnung der Unfallverſicherung unterſtellt, binnen einer vom 
Reichsverſicherungsamte zu beſtimmenden Friſt das Unternehmen unter Angabe ſeines 
Gegenſtandes und ſeiner Art ſowie der Zahl der durchſchnittlich in ihm beſchäftigten ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Perſonen bei dem Verſicherungsamt, in deſſen Bezirk das Unternehmen 
ſeinen Sitz hat, anzumelden. 8 . 

Die Friſt für die Anmeldung wird hiermit auf die Zeit bis zum 15. März 1912 
einſchließlich feſtgeſetzt. a : 

Iſt die Anmeldung verſäumt oder unvollſtändig, ſo hat das Verſicherungsamt ſelbſt 
die Angaben nach eigener Kenntnis der Verhältniſſe aufzuſtellen oder zu ergänzen. Das 
Verſicherungsamt iſt befugt, die Unternehmer durch Geldſtrafe bis zu 100 M anzuhalten, 
binnen einer geſetzten Friſt Auskunft zu erteilen (Artikel 50 des EG. z. RWO .). 

Soweit noch keine Verſicherungsämter errichtet ſind, haben die Anmeldungen bei den 
von der oberſten Verwaltungsbehörde beſtimmten örtlich zuſtändigen Stellen zu erfolgen 
(Artikel 7 des EGG. z. RVO.) 

Im übrigen wird wegen der Anmeldung auf die beigefügte Anleitung verwieſen. unlage 

Berlin, den 15. Januar 1912. 

Das Reichsverſicherungsamt. 
Abteilung für Unfallverſicherung. 
gez. Dr. Kaufmann. 


Anleitung 
für die Anmeldung unfallverſicherungspflichtiger Betriebe und Tätigkeiten 
(Artikel 49, 50 des EG. z. RBO. vom 19. Juli 1911). 


I. Welche Betriebe und Tätigkeiten find anzumelden? 


Anmeldepflichtig ſind die durch § 537 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 
der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung neu oder erſt in vollem Umfang unterſtellten Betriebe 
und Tätigkeiten. 

Demzufolge ſind anzumelden: 

1. Apotheken, 
2. Gerbereibetriebe, 
3. Gewerbebetriebe, in denen 
a) Bau- und 
b) Dekorateurarbeiten 
ausgeführt werden, 


Abotheken. 


Gerbereien. 


Gewerbe⸗ 
betriebe,“ in 
denen! Tief: 
bauarbeiten 
ausgeführt 

werden. 


Gewerbe⸗ 
betriebe, in 
denen De⸗ 
korateur⸗ 
arbeiten aus⸗ 
geführt 
werden. 
Badean⸗ 
ſtalten. 
Das Halten 
von Fahr⸗ 
zeugen und 
Reittieren. 


Fahr⸗, Reit⸗ 
tier⸗ und 
Stall⸗ 
haltungs⸗ 
betriebe. 
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4. Steinzerkleinerungsbetriebe, 
5. Betriebe von Badeanſtalten, 
6. dee Binnenfiſcherei-, Fiſchzucht⸗, Teichwirtſchafts- und Eisgewinnungs⸗ 
etriebe, 
7. das Halten von Fahrzeugen auf Binnengewäſſern, 
8. gewerbsmäßige Fahr⸗, Reittier⸗ und Stallhaltungsbetriebe, 
9. das Halten von anderen Fahrzeugen als Waſſerfahrzeugen, wenn ſie durch 
elementare oder tieriſche Kraft bewegt werden, 
10. das Halten von Reittieren, 
11. a) Betriebe zur Beförderung von Perſonen oder Gütern, 
b) Holzfällungsbetriebe, 
c) Betriebe zur Behandlung und Handhabung der Ware, 
wenn ſie mit einem kaufmänniſchen Unternehmen verbunden ſind, das über den 
Umfang des Kleinbetriebs hinausgeht. 


Zu 1. Schon bisher unterlagen Apothekenbetriebe der Unfallverſicherung, wenn in 
ihnen mehr als zehn Perſonen beſchäftigt oder Motore verwendet wurden oder mit ihnen 
eine umfangreiche Lagertätigkeit verbunden war. Nach der Reichsverſicherungsordnung ſind 
ſämtliche Apotheken ohne Rückſicht auf Art und Umfang verſicherungspflichtig. 


Zu 2. Das gleiche gilt von den Gerbereien, die jetzt in vollem Umfang ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Zahl der in ihnen beſchäftigten Arbeiter oder die Verwendung von Motoren 
der Verſicherung unterliegen. 


Zu 3a. Hinſichtlich der Gewerbebetriebe, in denen Tiefbauarbeiten ausgeführt werden, 
iſt der Umfang der verſicherten Tätigkeit durch die Reichsverſicherungsordnung nicht un⸗ 
weſentlich erweitert worden. Denn bisher waren bei an ſich nicht verſicherungspflichtigen 
Gewerbebetrieben, in denen nebenbei Tiefbauarbeiten ausgeführt wurden, nur die eigent⸗ 
lichen Tiefbauarbeiten verſichert, während jetzt in gleicher Weiſe wie ſchon früher bei Hoch⸗ 
bauarbeiten der geſamte Gewerbebetrieb verſichert iſt, ſobald in ihm gewerbliche Tiefbau- 
arbeiten nicht nur gelegentlich ausgeführt werden. 


Zu 3b. Neu in die Verſicherung ſind allgemein einbezogen Gewerbebetriebe, in denen 
Dekorateurarbeiten (Anbringen von Gardinen, Bildern, Vorhängen uſw.) ausgeführt werden. 
Für fie gilt Ziffer 3a entiprechend. 

Zu 5. Für die Badeanſtalten gilt Ziffer 2. 


Zu 7, 9 und 10. Neu ſind ferner der Verſicherung unterſtellt das Halten von Fahr⸗ 
zeugen auf Binnengewäſſern, und zwar ohne Rückſicht auf die verwendete Triebkraft, ſowie 
das Halten von anderen als Waſſerfahrzeugen, wenn ſie durch elementare oder tieriſche 
Kraft bewegt werden, ferner das Halten von Reittieren. 

Es ſind ſomit jetzt nicht nur die Tätigkeiten im Intereſſe der zu gewerblichen Zwecken 
gehaltenen, ſondern auch der zu Privat-, Luxus- oder wiſſenſchaftlichen Zwecken verwendeten 
Fahrzeuge und Reittiere verſichert. Dabei iſt zu beachten, daß die Verſicherung bei allen 
Waſſerfahrzeugen auf Binnengewäſſern ohne Unterſchied ihrer Art Platz greift, während 
dies bei Land⸗ und Luftfahrzeugen nur dann der Fall iſt, wenn ſie durch elementare oder 
tieriſche Kraft bewegt werden. Vorausſetzung der Verſicherungspflicht bei allen dieſen Tätig⸗ 
keiten iſt aber, daß das Fahrzeug oder das Reittier nicht bloß zu einem ganz vorüber⸗ 
gehenden Zwecke gehalten wird. 

Unverſichert bleibt das Halten von durch menſchliche Kraft bewegten Fahrzeugen 
(Kinderwagen, Handkarren, Fahrrädern). 


Zu 8. Gleichfalls neu verſichert iſt der gewerbsmäßige Fahrbetrieb, d. h. das Ein⸗ 
fahren fremder Pferde, ſowie der gewerbsmäßige Reittier⸗ und Stallhaltungsbetrieb. Hier⸗ 
her gehören namentlich die Betriebe von Reit-, Renn- und Fahrbahnen, von Reit⸗ und Fahr⸗ 
ſchulen ſowie die ſogenannten Tatterſalls und Hippodrome, ferner die Zirkusbetriebe, ſoweit 
es ſich bei ihnen um die Wartung und Pflege der Reittiere oder um ſonſtige Arbeiten der 
Stallhaltung handelt; außerdem die Penſionsſtall⸗ und Viehhaltungs betriebe. Die Ein⸗ 
ſtellung von Vieh durch einen Viehhändler in eigener Stallung gehört nicht zum Vieh⸗ 
haltungsbetriebe, ſie unterfällt aber als Betrieb zur Behandlung und Handhabung der 
Ware (zu vgl. 116) der Verſicherungspflicht. 
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Zu 11a und b. Betriebe zur Beförderung von Perſonen oder Gütern ſowie Holz- Betriebe zur 
fällungsbetriebe find nicht mehr wie früher nur in Verbindung mit einem Handelsgewerbe, ban ang 
deſſen Inhaber im Handelsregiſter eingetragen iſt, verſicherungspflichtig. Sie unkerſtehen ſonen und 
vielmehr jetzt den Beſtimmungen der Reichsverſicherungsordnung, wenn ſie mit einem über Sa hun 
den Umfang des Kleinbetriebs hinausgehenden kaufmänniſchen Unternehmen verbunden ſind. betrieb 


Zu 11e. Die Verſicherung der früheren „Lagerungsbetriebe“ iſt weſentlich umgeſtaltet Betriebe zur 
worden. Früher waren derartige Betriebe nur hinſichtlich der eigentlichen 21 5 1 
arbeiten und nur unter der Vorausſetzung verſichert, daß ſie mit einem Handelsgewerbe Dun der 
verbunden waren, deſſen Inhaber im Handelsregiſter eingetragen war. Jetzt find alle ere 
Betriebe zur Handhabung und Behandlung der Ware verſichert, ſofern ſie mit einem über 
den Umfang des Kleinbetriebs hinausgehenden kaufmänniſchen Unternehmen verbunden ſind. 

Hieraus ergibt ſich die Ausdehnung der Verſicherungspflicht auf eine Reihe von 
Tätigkeiten, die bisher der Verſicherungspflicht nicht unterfielen. Denn der neue Begriff 
„Handhabung und Behandlung der Ware“ umfaßt ſowohl die eigentlichen Lagerungs⸗ 
arbeiten, wie: 

Auf- und Abladen und Hineinſchaffen der Ware in die Geſchäftsräume, Aus-, 
Ein⸗ und Umpacken, Umfüllen, Auffüllen des Handlagers, Sortieren, Vermeſſen 
und Auszeichnen der Ware, Handhabung der Ware bei der Beſtandsaufnahme, 
Beförderung der Ware aus einem Geſchäftsraum in den anderen, Behandlung 
der Ware, un fie in verkaufsfähigen Zuſtand zu verſetzen und darin zu erhalten, 
ſowie die Inſtandhaltung der Warenräume (zu vgl. Beſcheid 2229, Rekursent⸗ 
ſcheidung 2277, Amtliche Nachrichten des RVA. 1908 S. 494, 655), 


als auch alle übrigen dem techniſchen Teile des Betriebs angehörenden Verrichtungen, die 

zu der bisher unverſicherten Verkaufstätigkeit in näherer Beziehung ſtehen, wie: 
das Herbeiholen der Ware aus dem Hand- oder ſonſtigen Lager, das Vorlegen 
und Vorzeigen der Ware zum Zwecke des Verkaufs, das Umgehen mit der 
Ware während der Verkaufsverhandlungen, das Abmeſſen, Abwiegen, Verpacken 
oder Bereitſtellen der Ware zum Zwecke des Verpackens, der Übergabe der 
Ware an die Käufer und das Zurücklegen der unverkauften oder nicht paſſenden 
Ware in das Lager uſw. 


Aruverſichert bleiben auch jetzt noch die dem Handel dienenden Tätigkeiten, die mit der 
eigentlichen Behandlung und Handhabung der Ware nichts zu tun haben. Dahin gehören 
beiſpielsweiſe die Arbeiten im Kontor und in der Kaſſe. 

Der Kreis der verſicherten Betriebe iſt auch inſofern ausgedehnt worden, als der In— 
haber des Betriebs nicht mehr im Handelsregiſter eingetragen ſein muß. Ferner iſt der 
Begriff „Handelsgewerbe“ durch „kaufmänniſches Unternehmen“ erſetzt. Auch dies führt 
zur Verſicherungspflicht von bisher verſicherungsfreien Betrieben, die zwar nicht zu den 
eigentlichen handelsgewerblichen Betrieben gehören, ihrer Natur nach aber ihnen naheſtehen. 
Dahin gehören die Genoſſenſchaften des Reichsgeſetzes vom 1. Mai 1889, nämlich Produktiv⸗, 
Abſatzgenoſſenſchaften, Magazinvereine, Konſumvereine, Vereine zur Beſchaffung von Gegen- 
ſtänden des laudwirtſchaftlichen und gewerblichen Betriebs uſw. 

Damit aber nicht durch dieſe neue Vorſchriften auch kleinſte Betriebe mit ganz un⸗ 

erheblicher Unfallgefahr von der Verſicherung erfaßt werden, hat die Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung vorgeſehen, daß die Verſicherungspflicht von Betrieben zur Behandlung und Hand⸗ 
habung der Ware dann nicht eintritt, wenn das kaufmänniſche Unternehmen, mit dem ſie 
verbunden ſind, über den Umfang des Kleinbetriebs nicht hinausgeht. 
, Das Reichsverſicherungsamt hat auf Grund des § 537 letzter Abſatz der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung zu beſtimmen, welche kaufmänniſchen Unternehmungen als Kleinbetriebe 
der Unfallverſicherung nicht unterliegen. Demgemäß hat es beſchloſſen, daß alle diejenigen 
kaufmänniſchen Unternehmungen als Kleinbetriebe zu gelten haben, in welchen die Tätigkeit 
der von dem Unternehmer beſchäftigten Perſonen im ganzen jährlich nicht mindeſtens drei⸗ 
hundert volle Arbeitstage (Tagesleiſtungen) ergibt. Bei Berechnung der Arbeitstage wird 
die Tätigkeit der Hausdiener, Arbeiter, Packer, Markthelfer, Laufburſchen, Kutſcher und der 
mit ähnlichen Arbeiten beſchäftigten Perſonen voll, die Tätigkeit der kaufmänniſchen Ange⸗ 
ſtellten nur zur Hälfte angerechnet. 

Es iſt alſo beiſpielsweiſe ein Betrieb verſicherungspflichtig, der Hausdiener uf. 


100 Tage und kaufmänniſche Angeſtellte 400 Tage im Jahre (100 + * — 300 Tage) 


1. 
Muster 1.1 


— 40 — 


beſchäftigt, während ein Betrieb, in welchem Hausdiener uſw. 100 Tage und kaufmänniſche 
Angeſtellte 300 Tage (100 + — 250 Tage) beſchäftigt werden, von der Verſicherung be⸗ 


Perſonen in der Weiſe beſchäftigt werden, daß die eine 100 Tage als Haus diener uſw. und 


80 Tage als kaufmänniſcher Angeſtellter, die andere 60 Tage als Hausdiener uſw. und 240 Tage 


II. Welche Betriebe und Tütigkeiten ud nicht anzumelden? 


1. Von den nach Ziffer I der Unfallverſicherung in vollem Umfang unterſtellten Be⸗ 
trieben und Tätigkeiten ſind diejenigen nicht anzumelden, welche bereits verſicherungspflichtig 
und angemeldet waren. 

2. Desgleichen find nicht anzumelden ſolche Unternehmen, die als Nebenbetriebe ge⸗ 
werblicher oder landwirtſchaftlicher Betriebe bereits verſichert ſind. 

3. Nicht verſicherungspflichtig und deshalb gleichfalls nicht anzumelden ſind alle Be⸗ 
triebe und Tätigkeiten, in welchen der Unternehmer allein ohne Gehilfen, Lehrlinge oder 
ſonſtige Arbeiter tätig iſt; die rein zufällige Beſchäftigung einer Hilfskraft, deren Heran⸗ 
ziehung nicht vorausgeſehen werden kann, macht den Betrieb nicht verſicherungs⸗ und an⸗ 
meldepflichtig. 

Als Arbeiter gelten auch Familienangehörige des Unternehmers, die in dem Betriebe 
beſchäftigt werden, mit Ausnahme der Ehefrau, die niemals als Arbeiterin ihres Ehemanns 
angeſehen werden kann. 


III. Wer hat anzumelden? 


Zur Anmeldung verpflichtet iſt der Unternehmer des Betriebs oder der Tätigkeiten 
oder ſein geſetzlicher Vertreter. 

Unternehmer iſt derjenige, für deſſen Rechnung der Betrieb geht, und bei nicht gewerbs⸗ 
mäßigem Halten von Reittieren oder Fahrzeugen, wer das Reittier oder Fahrzeug hält 
($ 633 der Reichsverſicherungsordnung). 

Halter eines Fahrzeugs oder Reittiers iſt, wer nicht nur vorübergehend die Inſtand⸗ 
haltung des Fahrzeugs oder die Wartung und Pflege des Reittiers für eigene Rechnung 
übernommen hat. 

Von mehreren Unternehmern eines Betriebs iſt jeder zur Anmeldung verpflichtet. 
Durch die Anmeldung eines Unternehmers wird der Anmeldepflicht der übrigen genügt. 
Per die W iſt es einflußlos, ob der Unternehmer eine natürliche oder juriſtiſche 

erſon iſt. 


IV. An welcher Form und in welchem Umfang ſoll die Anmeldung erfolgen? 


1. Für die Anmeldung wird die Benutzung der nachſtehenden Muſter empfohlen. 

2. In ihr iſt der Gegenſtand des Betriebs (Muſter 1) oder die Art der Tätigkeiten 
(Mufter II) genau zu bezeichnen. Umfaßt ein Betrieb weſentliche Beſtandteile verſchieden⸗ 
artiger Gewerbszweige, ſo ſind ſämtliche Beſtandteile anzugeben; dabei iſt der Hauptbetrieb 
hervorzuheben. 

3. Ferner iſt die Zahl aller durchſchnittlich beſchäftigten verſicherungspflichtigen 
Perſonen anzugeben, gleichviel, ob ſie Inländer oder Ausländer, männlichen oder weiblichen 
Geſchlechts, ob ſie erwachſene oder jugendliche Arbeiter, Gehilfen, Geſellen oder Lehrlinge 
mit oder ohne Entgelt ſind, ob ſie dauernd oder vorübergehend beſchäftigt werden. 

4. Betriebsbeamte ſind nur dann verſicherungspflichtig, wenn ihr Jahresarbeitsverdienſt 
an Entgelt 5 000 / nicht überſteigt. 

Zum Entgelt gehören neben Gehalt oder Lohn auch Gewinnanteile, Sach- und andere 
Bezüge, die der Verſicherte, wenn auch nur gewohnheitsmäßig ſtatt des Gehalts oder Lohnes 
oder neben ihm von dem Arbeitgeber oder einem Dritten erhält. 

5. Wenn regelmäßig nur eine beſtimmte Zeit des Jahres gearbeitet wird, iſt die anzu⸗ 
meldende „durchſchnittliche“ Arbeiterzahl diejenige, welche ſich zur Zeit des regelmäßigen 
vollen Betriebs ergibt. 
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6. Als beſchäftigt ſind diejenigen Perſonen anzumelden, welche im Unternehmen tätig 
ſind und Arbeiten, die zum Unternehmen gehören, zu verrichten haben, ohne Rückſicht 
darauf, ob die Verrichtung innerhalb oder außerhalb der etwa vorhandenen Anlage (Werk⸗ 
ſtätte uſw.) erfolgt. a 

7. Hat ein Unternehmer Zweifel, ob er zur Anmeldung verpflichtet iſt oder nicht, ſo 
empfiehlt ſich gleichwohl die Anmeldung zur Vermeidung der Nachteile bei Verletzung der 
geſetzlichen Anmeldepflicht. Die Zweifel können aber vermerkt werden (Spalte „Bemerkungen“ 
der Muſter I und II). i 


V. Bis wann if anzumelden? 


Die Anmeldung muß bis zum 15. März 1912 einſchließlich erfolgen. Säumige Unter- 
nehmer können von dem Verſicherungsamt oder der Behörde, welche nach der Beſtimmung 
der oberſten Verwaltungsbehörde vorläufig an die Stelle des Verſicherungsamts getreten iſt, 
zur Anmeldung durch Geldſtrafe bis zu 100 A angehalten werden. 


Muſter 1 
(für Betriebe). 


Anmeldung 


unfallverſicherungspflichtiger Betriebe gemäß Artikel 49 des Einführungsgeſetzes 
zur Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 (Reichs-Geſetzbl. S. 839). 


90 Zahl Bemerkungen 
ame . 
der durchschnittlich (insbeſondere Angabe, 
Gegenſtand A : ; 
des Unternehmers 5 ' 5 befchäftigten vers | ob bereits Mitglied 
0 des Betriebs“) des Betriebs“) ih lich einer 
(Firma) ſicherungspflich⸗ | Berufsgenoſſenſchaft 
tigen Perſonen und welcher) 
. en | 2 f 8 4 — 
„den 4 = 191 


(Unterſchrift des Anmeldepflichtigen) 


* 3. B. Fahr⸗ und Reittierhaltungsbetrieb. 
% „Handbetrieb“ oder Betrieb mit elementarer oder tieriſcher Kraft. 
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Muſter II 


(für Tätigkeiten bei nichtgewerbsmäßigem Halten 
von Fahrzeugen und Reittieren). 


Anmeldung 


unfallverſicherungspflichtiger Tätigkeiten gemäß Artikel 49 des Einführungsgeſetzes 
zur Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 839). 


—— ——— 


Zahl Bemerkungen 


Na me der durchſchniltlich | (insbefondere Angabe, ob 
des Art)) der Tätigkeiten beſchaftigten ver⸗ bereits Mitglied 
Unternehmers ſicherungspflichtigen] einer Verufsgenoſſenſchaft 

Perſonen und welcher) 
3 4 
„den e 191 


(Unterſchrift des Anmeldepflichtigen.) 


) 3. B. Halten einer Segel-, Motorjacht, eines Reitpferdes. 


IV. Buch (Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung). 
Betr. Landesverſichernngsanſtalt Weſtfalen. 
Bekanntmachung. 

In Gemäßheit des § 1350 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 wird 
hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend 
die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung, vom 22. Juni 1889 für die Provinz Weſtfalen 
errichtete Verſicherungsanſtalt vom 1. Januar 1912 ab Träger der Reichsverſicherung für 
die Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung iſt und den Namen „Landesverſicherungs— 
anſtalt Weſtfalen“ führt. 

Sie hat ihren Sitz in Münſter i. W. und umfaßt die Provinz Weſtfalen. 

Vorſitzender des Vorſtandes iſt Landesrat Dr. jur. Althoff in Münſter / W. 

Münſter i/ W., den 15. Januar 1912. 


Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Weſtfalen. 


6. Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte. 
Betr. Gewerbegerichtsmitglieder. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin den 15. Januar 1912. 

Auch wenn, wie ich annehme, die Vorſchrift des § 11 des Gewerbegerichtsgeſetzes 
hinſichtlich des Lebensalters der Mitglieder nur eine Ordnungsvorſchrift darſtellt, deren 
Nichtbeachtung eine Anfechtung der Entſcheidung nicht begründen kann, ſo ſind doch die 
Aufſichtsbehörden bei der Betätigung des Vorſitzenden an die Innehaltung dieſer Vor⸗ 
ſchrift gebunden und können ſie nicht aus Zweckmäßigkeitsgründen unbeachtet laſſen. 


III. 8406. gez. Dr. Sydow. 
An den Herrn Oberpräſidenten in N. 
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